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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.01.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Klimapolitik

Im November 2018 hatten einige Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten der
Gruppierung «Lausanne Action Climat», in einer Lausanner Credit Suisse-Filiale Tennis
gespielt. Gemass Medienberichten sei es dieser Gruppierung darum gegangen, darauf
aufmerksam zu machen, dass auch Roger Federer, dessen Stiftung von der Credit
Suisse gesponsert wird, keine Ahnung davon habe, dass diese Bank Investitionen in
Milliardenhdhe in umweltschadliche Unternehmen tatige. Weil sich die Aktivistinnen
und Aktivisten gegen die Strafen in der Hohe vom rund CHF 22'000 fur
Hausfriedensbruch und die Durchfuhrung einer unbewilligten Kundgebung wehrten,
kam es im Januar 2020 am Bezirksgericht in Renens (VD) zu einem von den Medien stark
beachteten Gerichtsprozess. Die Credit Suisse verzichtete auf eine Teilnahme am
Prozess. Als Expertinnen und Experten ausserten sich die Klimawissenschaftlerin Sonia
Seneviratne und der Physiker und Nobelpreistrager Jacques Dubochet. Die 13
Anwaltinnen und Anwélte der Angeklagten hoben in ihren Pladoyers verschiedene
Aspekte hervor, wie etwa den Finanzplatz Schweiz und seine Rolle als Finanzier von
umweltschadlichen Investitionen oder die Legitimitat von zivilem Ungehorsam. Die
Medien berichteten, dass das Ziel der Pladoyers darin bestanden habe, das Gericht
davon zu Uberzeugen, dass die Aktion angesichts des fortschreitenden Klimawandels
unbedingt notwendig war.

Am 13. Januar 2020 verkundete der Einzelrichter Philippe Colelough sein Urteil. Dieser
sprach die Aktivistinnen und Aktivisten frei, mit der Begrindung, dass die Aktion
friedlich verlaufen und hauptsachlich aus sogenannt rechtfertigendem Notstand heraus
geschehen sei. Richter Colelough wies aber auch darauf hin, dass das geltende Recht
solche Aktionen nur im Falle eines Notstands erlaube, wenn sie réaumlich und zeitlich
begrenzt stattfanden und flr niemanden eine Gefahr darstellten. Zudem kdénne das
Urteil noch angefochten werden.

Die Reaktionen in der Offentlichkeit reichten von euphorisch bis entsetzt. Die
Wochenzeitung begrisste das Urteil vollumfénglich. Der Prozess sei wegweisend flr die
Frage der Legitimitdt von Protestformen gewesen. Auch Pierre Buhler,
Honorarprofessor fur Theologie an der Universitat Zurich, sprach sich fur das Verdikt
aus. Er erlauterte, dass die ethische Legitimation Uber dem geltenden Recht stehe. Der
ehemalige Bundesrichter Niklaus Oberholzer konnte das Urteil ebenfalls nachvollziehen
und stufte es als juristisch gut begrindet ein. Es sei aber keinesfalls als Freipass fur
weitere Aktionen zu sehen. Die Aargauer Zeitung berichtete derweil, dass das Urteil
weitergezogen werde, dies habe die Staatsanwaltshaft bereits angekuindigt.
Nichtsdestotrotz habe es die Gruppierung geschafft, auf den Umstand aufmerksam zu
machen, dass Banken Kredite an Unternehmen verliehen, welche ihr Geld mit fossilen
Energietréagern verdienten. Der Druck auf die Banken wachse durch solche Aktionen.
Andere Zeitungen widersprachen diesen Argumenten. Sie waren der Ansicht, dass die
Aktivistinnen und Aktivisten dem Kampf gegen den Klimawandel mit solchen Aktionen
einen Barendienst erwiesen héatten. Der Inlandredaktor der NZZ stufte das Urteil als
gefahrlich ein. Man durfe den Klimawandel nicht missbrauchen, um die Rechtslage flr
gewisse politische Gruppierungen zurechtzubiegen. Ein Gesetzesverstoss bleibe ein
Gesetzesverstoss und der Zweck heilige die Mittel keineswegs. Die Weltwoche konnte
das Urteil ebenfalls nicht nachvollziehen und sprach von einem Rechtsbruch und einem
politischem Entscheid. Sie prophezeite, dass es zu chaotischen Zustanden kommen
werde, wenn jede Person ihre Vorstellungen von Moral Uber das Gesetz stellen kénne.
Weitere Zeitungen zitierten Juristen, wie etwa den Inhaber des Lehrstuhls far
Strafrecht und Rechtsphilosophie der Universitat Fribourg, Marcel Niggli, die den
Freispruch als Fehlurteil einstuften. Man habe in diesen Fall nicht von einem
rechtfertigenden Notstand sprechen kénnen, da es auch andere, legale Mdglichkeiten
gegeben hatte, um auf die Problematik aufmerksam zu machen. Zudem habe keine
unmittelbare Gefahr bestanden. Schliesslich sei das Urteil politisch motiviert gewesen;
es solle in der Rechtssprechung allerdings nicht um gut und bdse, sondern um Recht
und Unrecht gehen, befand Niggli.'
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